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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2018/19/0522 E 29. August 2019 RS 4 (hier: ohne den ersten Satz) 

Stammrechtssatz 

Auf die Strafdrohung allein kommt es bei der Beurteilung, ob ein "besonders schweres Verbrechen" iSd § 
6 Abs. 1 Z 4 AsylG 2005 vorliegt, nicht an (vgl. VwGH 6.10.1999, 99/01/0288, sowie VwGH Ra 
2018/20/0360). Es genügt demnach nicht, wenn ein abstrakt als "schwer" einzustufendes Delikt verübt 
worden ist. Die Tat muss sich im konkreten Einzelfall als objektiv und subjektiv besonders 
schwerwiegend erweisen, wobei unter anderem auf Milderungsgründe Bedacht zu nehmen ist (vgl. erneut 
VwGH 99/01/0288). Bei der Beurteilung, ob ein "besonders schweres Verbrechen" vorliegt, ist daher eine 
konkrete fallbezogene Prüfung vorzunehmen und sind insbesondere die Tatumstände zu berücksichtigen 
(VwGH 23.9.2009, 2006/01/0626). Lediglich in gravierenden Fällen schwerer Verbrechen erweist sich 
bereits ohne umfassende Prüfung der einzelnen Tatumstände eine eindeutige Wertung als schweres 
Verbrechen mit negativer Zukunftsprognose als zulässig (vgl. etwa in Zusammenhang mit der 
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von zehn Jahren wegen des Verbrechens des versuchten Mordes: 
VwGH 14.2.2018, Ra 2017/18/0419, mwN). 
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